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Änderungsantrag zu P01

Von Zeile 52 bis 54:
Die Umsetzung eines reinen Sexkaufverbots ist jedoch nicht ausreichend, es muss von
umfassendenbraucht umfassende, dauerhaft finanzierten sozialenfinanzierte soziale Alternativen begleitet
werden, damit Menschen nicht in noch unsicherere Verhältnisse gedrängt werden. Die

Von Zeile 70 bis 72:

1. Den Sexkauf Zuhälterei zu kriminalisieren, nicht die Menschen in der Prostitution.
Der KaufDas Profitieren aus dem Verkauf sexueller Dienstleistungen anderer soll künftig verboten
werden. Menschen in der Prostitution dürfen weder für das Anbieten sexueller

Von Zeile 90 bis 92:

1. oder erzwingen. Die polizeiliche Ermittlungspraxis muss sich konsequent auf die
NachfrageseiteZuhälterseite richten, ohne dass Sexarbeiter:innen dabei selbst identifiziert,
kontrolliert oder ihre Arbeitsorte öffentlich gemacht

Von Zeile 144 bis 146 löschen:

4. Bundestagsfraktion und den SPD-Parteivorstand auf, sich im laufenden Reformprozess aktiv für
einen Perspektivwechsel hin zum Nordischen Modell einzusetzen. Bei der konkreten Ausgestaltung
müssen Sexarbeiter:innen-

Von Zeile 157 bis 159:

5. Prostitution geschult werden. Polizeiliche Fortbildungen müssen dabei ausdrücklich eine
nachfrageorientiertezuhältereiorientierte, sexarbeiter:innen-schonende Ermittlungspraxis
vermitteln, die Sicherheitsmaßnahmen unter

Von Zeile 172 bis 174 löschen:

7. Schutz vulnerabler Gruppen.
Bei der konkreten Ausgestaltung eines Sexkaufverbots müssen besondere Bedarfe berücksichtigt
werden. Dies gilt insbesondere für Menschen mit

Von Zeile 181 bis 183:

8. Verpflichtende Resozialisierungs-Workshops für verurteilte Freier.
Personen, die wegen des KaufsÜbergriffigkeit und Gewalt im Rahmen der Wahrnehmung sexueller
Dienstleistungen oder wegen sonst frauenfeindlicher Gewalt verurteilt werden, sollen zur Teilnahme
an Workshops verpflichtet werden, die über
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